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STE U E R N

Koordinationsfragen, auch im Hinblick auf das neue Rech-
nungslegungsrecht. Anlässlich einer gemeinsamen Sitzung 
von Delegierten der Treuhand-Kammer, Vertretern und 
Wirtschaftsprüfern der Immobilien-Anlagefonds und den 
Mitgliedern der AGUN wurden im April 2014 die wesentli-
chen Fragen gemeinsam diskutiert. In den meisten Berei-
chen wurden einvernehmliche Lösungen gefunden, die der-
zeit in der AGUN weiter ausgearbeitet werden. Nachfolgend 
ein kurzer Überblick:

Massgeblichkeit. Die Fonds unterstehen den Buchfüh-
rungsregeln von Art. 87 ff. KAG und nur insoweit dem OR-
Rechnungslegungsrecht, als das KAG nichts anderes vor-
schreibt. Der Grundsatz der Verkehrswertbewertung (Art. 88 
KAG) führt zum Ausweis von nicht realisierten Kapitalge-
winnen, was für Kapitalanlageliegenschaften von Art. 960 a 
OR abweicht und die Besteuerung von unrealisierten Gewin-
nen auslösen kann. Der KAG-Abschluss soll nun quasi die 
Ausgangbilanz bilden, von welcher aus freiwillig mit Ab-
schlussbuchungen für Steuerzwecke ein Abschluss nach 
OR-Buchführungsregeln erstellt werden kann. Von den 
Steuerbehörden wird entweder die konsequente Deklaration 
aufgrund des massgeblichen KAG-Abschlusses vorausge-
setzt oder die entsprechende Nachführung eines OR-Ab-
schlusses für die Steuerdeklaration.

Einkäufe in laufende Nettoerträge. Einkäufe bei Aus-
gabe der Anteile sind kein Liegenschaftenertrag, werden 
aber in der Praxis beim Fonds besteuert. Umgekehrt wird 
bei Rücknahmen ein Ertragsanteil ausgerichtet, der bisher 
beim Anleger unbesteuert blieb. Aus vollzugstechnischen 
Gründen soll es dabei bleiben, dass Einkäufe beim Anlage-
fonds als Ertrag besteuert werden und bei Rücknahmen 
keine Zurechnung beim Anteilsinhaber erfolgt.

Kapitalsteuerbewertung. Angestrebt wird das Abstellen 
auf die Liegenschaftenwerte gemäss KAG mit 10% Diskont. 
Es ist aber anzunehmen, dass aus normativen Gründen nicht 
alle Kantone bei dieser Lösung mitmachen können.

Steuerausscheidung. Die Kantone möchten für die Quoten
ermittlung die Gewinnsteuerwerte der Immobilien verwen-
den, wobei für Fonds, die den KAG-Abschluss für massgeb-
lich erklären, dessen Werte gelten sollen.

Weiteres Vorgehen. Die Steuerverwaltungen planen den Er-
lass und die Anpassung von Kreisschreiben, was frühestens 
auf 2015 erwartet wird. Diese sollen mit einer 3jährigen Über-
gangsfrist versehen werden.� n

FÄLLIGER HARMONISIERUNGSSCHRITT 
FÜR ANLAGEFONDS MIT DIREKTEM GRUNDBESITZ

M A R C O  G R E T E R

Bei kollektiven Kapitalanlagen (Anlagefonds) ohne 
Rechtspersönlichkeit sind die Anleger anteilig für die 
Vermögenswerte und deren Ertrag steuerpflichtig. 
Zwecks Vereinfachung wurden die Anlagefonds mit di-
rektem Grundbesitz bei der Harmonisierung steuerlich 
den übrigen juristischen Personen gleichgestellt (Art. 20 
Abs. 1 StHG, Art. 49 Abs. 2 DBG). Wie sich in den letz-
ten 20 Jahren zeigte, waren in der Praxis zahlreiche 
Details unklar.

Rückblick. Anlagefonds i. S. des Kollektivanlagengesetzes (KAG) 
sind keine juristischen Personen. Die Anleger halten Anteile, 
welche eine Forderung gegen die Fondsleitung auf Beteili-
gung am Vermögen und Ertrag des Fonds repräsentieren. 
Daraus folgt steuerrechtlich eine transparente Behandlung 
der Anlagefonds. Doppelbesteuerungsrechtlich steht die Be-
steuerung des Ertrags und des Steuerwerts einer Liegen-
schaft dem Ort der gelegenen Sache zu. Wie eine Arbeits-
gruppe bereits 1975 feststellte, ist die Kombination der bei-
den Besteuerungsgrundsätze in der Praxis unpraktikabel: 
Die Anleger müssten anteilsmässig in den Liegenschaften-
kantonen besteuert werden. Aus diesem Grund wurde har-
monisierungsrechtlich eine Sonderlösung für Anlagefonds 
mit direktem Grundbesitz gewählt: Einerseits hat die Fonds-
leitung die Steuern für den Ertrag aus direktem Grundbe-
sitz und das Kapital wie für eine juristische Person (gege
benenfalls) mit interkantonaler Steuerausscheidung zu de-
klarieren, anderseits wird die Doppelbelastung bei den 
Anlegern durch Freistellung vermieden (Art. 7 Abs. 3 StHG, 
Art. 20 Abs. 1 lit. e DBG). In den Kantonen ergaben sich bei 
der Rechtsanwendung unterschiedliche Interpretationen, 
z. B. bezüglich der Einkäufe in laufende Erträge, Behand-
lung von unrealisierten Wertdifferenzen, Kapitalbesteue-
rung und Ermittlung der Ausscheidungsquoten.

Koordinationsbedarf. Auf Anregung der Fachgruppe Steu-
ern der Treuhand-Kammer befasste sich die Arbeitsgruppe Unter-
nehmenssteuern der Schweizerischen Steuerkonferenz (AGUN) mit 
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